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Entgeltumwandlung bei GeringverdienerInnen wenig verbreitet – staatliche Zuschüsse könnten 
Altersvorsorge in dieser Gruppe stärken

© DIW Berlin 2021Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen; FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Verdienststrukturerhebung, 2014. 

Sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte können einen

Teil ihres Lohns steuer-
und sozialabgabenfrei in eine
betriebliche Altersvorsorge

einzahlen (Entgeltumwandlung)
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Etwa 19 Prozent der Beschäftigten
in der Privatwirtschaft wandeln im Schnitt

jährlich gut 1 300 Euro um

GeringverdienerInnen nutzen
Entgeltumwandlung seltener als
Beschäftigte mit höheren Löhnen

MEDIATHEK

Audio-Interview mit Johannes Geyer 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

Wenn man für GeringverdienerInnen die betriebliche Altersvorsorge voranbringen 

will, führt vermutlich kein Weg daran vorbei, unterstützend tätig zu werden. Gezielte 

Anreize und finanzielle Unterstützung könnten hier einen Beitrag leisten. 

— Johannes Geyer — 

AUF EINEN BLICK

Trotz Rechtsanspruch ist die Nutzung der 
Entgeltumwandlung sehr ungleich verbreitet
Von Johannes Geyer und Ralf Himmelreicher

•	 Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte können einen Teil ihres Lohns steuer- und sozial
abgabenfrei in eine betriebliche Altersvorsorge einzahlen (Entgeltumwandlung)

•	 Etwa 19 Prozent der Beschäftigten in der Privatwirtschaft nehmen diese Möglichkeit in Anspruch 
und wandeln im Schnitt jährlich gut 1 300 Euro um

•	 Entgeltumwandlung ist über gesellschaftliche Gruppen hinweg unterschiedlich stark verbreitet; 
gerade im Niedriglohnbereich wird sie seltener genutzt als in Gruppen mit höheren Löhnen

•	 Auch betriebliche Merkmale machen einen Unterschied: Tarifbindung und Betriebsgröße stehen 
in einem positiven Zusammenhang zur Nutzung der Entgeltumwandlung 

•	 Gezielte Unterstützung von Geringverdienenden oder eine obligatorische betriebliche Alters
vorsorge könnten die Absicherung im Alter in benachteiligten Gruppen stärken

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Seit dem Jahr 2002 haben sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte einen Rechtsanspruch darauf, einen Teil ihres 

Arbeitsentgelts direkt steuer- und sozialabgabenfrei in eine 

betriebliche Altersvorsorge umzuwandeln (Entgeltumwand-

lung). Im Jahr 2014 haben etwa 19 Prozent der Beschäftigten 

in der Privatwirtschaft diese Möglichkeit genutzt und im 

Schnitt jährlich gut 1 300 Euro umgewandelt. Die Nutzung 

ist jedoch ungleich unter den Beschäftigten verteilt. Gerade 

Personen mit geringen Bruttolöhnen, Beschäftigte in kleinen 

Betrieben oder ohne Tarifvertrag nutzen die Entgeltumwand-

lung seltener. Die staatlich geförderte betriebliche Altersvor-

sorge, beispielsweise in Form der Entgeltumwandlung, könnte 

zum einen durch Förderung der finanziellen Bildung und 

Verbesserung der Anreize gestärkt werden. Denkbar wären 

eine verstärkte Unterstützung für Geringverdienende und eine 

vorgeschriebene Mindestbeteiligung der Arbeitgeber. Möchte 

man die Verbreitung schnell und weniger selektiv steigern, 

führt vermutlich kein Weg an einer verbindlichen betrieb-

lichen Altersvorsorge vorbei. Allerdings stellen sich dabei 

weitreichende Gestaltungsfragen zur Umsetzung sowie der 

Verteilung von Lasten und Risiken.

Vor 20 Jahren wurde mit der Rentenreform 2001 ein Para­
digmenwechsel in der deutschen Alterssicherungspolitik 
eingeleitet und die Lohnersatzfunktion der gesetzlichen 
Rentenversicherung relativiert.1 Durch die Einführung ver­
schiedener Dämpfungsfaktoren in der Rentenanpassungs­
formel sank das Verhältnis zwischen gesetzlichen Renten 
und Löhnen. Das sinkende Rentenniveau sollte durch 
zusätzliche private und betriebliche Vorsorge mindestens 
ausgeglichen werden.

Für diese angestrebte Teilprivatisierung der öffentlichen 
Altersvorsorge wurden verschiedene Maßnahmen zur Stär­
kung der kapitalgedeckten betrieblichen und privaten Alters­
vorsorge eingeführt. Bis heute ist keine der Varianten obliga­
torisch, obwohl sie zur Aufrechterhaltung des Lebensstan­
dards nach dem Renteneintritt immer wichtiger werden und 
sozialpolitisch explizit als notwendig eingeplant wurden. 
Bisher wurden durch unterschiedliche Maßnahmen staat­
licher Förderung lediglich Anreize zur Stärkung der kapital­
gedeckten Altersvorsorge geschaffen.

Die ohnehin bereits heterogene Struktur der betrieblichen 
Altersvorsorge wurde im Rahmen der Reform im Jahr 2001 
um zusätzliche Möglichkeiten erweitert. Eine zentrale Neu­
erung war die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Ent­
geltumwandlung ab dem Jahr 2002 (Kasten). Bei der Entgelt­
umwandlung wird ein Teil des Bruttoarbeitseinkommens der 
ArbeitnehmerInnen vom Arbeitgeber einbehalten und in 
eine betriebliche Altersvorsorge eingezahlt.2 Die Beiträge blei­
ben dabei bis zu einem Höchstbetrag von vier Prozent bezie­
hungsweise acht Prozent der Beitragsbemessungsgrenze 

1	 Winfried Schmähl (2011): Von der Ergänzung der gesetzlichen Rentenversicherung zu de-

ren partiellen Ersatz: Ziele, Entscheidungen sowie sozial- und verteilungspolitische Wirkungen – 

Zur Entwicklung von der Mitte der 1990er Jahre bis 2009. In: Eberhard Eichenhofer, Herbert 

Rische und Winfried Schmähl (Hrsg.): Handbuch der deutschen Rentenversicherung SGB VI. Köln: 

Luchterhand, 131–93.

2	 Die betriebliche Altersvorsorge kann unterschiedlich organisiert werden. Die Modelle unter-

scheiden sich in der Praxis deutlich (Kasten). Seit 2001 ist die Beteiligung der ArbeitnehmerInnen 

an der Finanzierung der betrieblichen Altersvorsorge deutlich gestiegen. Laut Alterssicherungs-

bericht der Bundesregierung fand im Jahr 2019 in 20 Prozent der Betriebsstätten der Privatwirt-

schaft die Finanzierung ausschließlich über Entgeltumwandlung statt, bei 68 Prozent der Betriebs

stätten waren Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen gemeinsam beteiligt. Der Anteil ausschließlich 

arbeitgeberfinanzierter betrieblicher Altersvorsorge lag bei 24 Prozent. Im Jahr 2001 lag der Anteil 

der Betriebsstätten mit rein arbeitgeberfinanzierter betrieblicher Altersvorsorge bei 54 Prozent.

Trotz Rechtsanspruch ist die Nutzung 
der Entgeltumwandlung sehr ungleich 
verbreitet
Von Johannes Geyer und Ralf Himmelreicher

ENTGELTUMWANDLUNG

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2021-4-1
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sozialabgaben- beziehungsweise steuerfrei. Im Rentenalter 
fallen auf die ausgezahlten Renten Steuern und Sozialabga­
ben an; diese Abzüge sind jedoch in der Regel geringer als 
in der Erwerbsphase (Details im Kasten).

Zwischen den Jahren 2001 und 2005 stieg die Zahl der 
Anwartschaften in der betrieblichen Altersvorsorge von 
knapp 15 Millionen um rund 25 Prozent auf über 18 Mil­
lionen. In den Jahren danach gab es weiterhin eine posi­
tive Entwicklung. Diese verlief allerdings wesentlich lang­
samer hin zu 21 Millionen aktiven Anwartschaften im Jahr 
2019. Da die Beschäftigung im selben Zeitraum ebenfalls 
stark zunahm, hat die relative Verbreitung der betrieblichen 
Altersvorsorge unter den Beschäftigten wesentlich langsa­
mer zugenommen und war in den letzten Jahren sogar leicht 
rückläufig. Im Jahr 2019 hatten rund 54 Prozent der sozial­
versicherungspflichtig Beschäftigten aktive Anwartschaften 
in der betrieblichen Altersvorsorge.3

Die Datenlage zu Entwicklung und Verbreitung der allge­
meinen betrieblichen Altersvorsorge in Deutschland ist trotz 
der steigenden Bedeutung für die Einkommenssicherung im 
Alter mangelhaft.4 Zwar werden in regelmäßigen Abständen 
Trägerbefragungen durchgeführt, um die Zahl der Anwart­
schaften zu ermitteln. Jedoch fehlen in diesen Daten bei­
spielsweise die Merkmale der Versicherten, Informationen 
zu bestimmten Durchführungswegen und gegebenenfalls 
die Arbeitgeberbeteiligung. Zudem stehen die Daten der 
wissenschaftlichen Forschung nicht zur Verfügung. Mikro­
daten aus Bevölkerungsbefragungen, die der wissenschaft­
lichen Forschung zugänglich sind, enthalten ebenfalls nur 
beschränkte Informationen zur betrieblichen Altersvorsorge. 
Aufgrund der Komplexität der betrieblichen Altersvorsorge 
ist es unrealistisch, alle Aspekte über Fragebögen von 
StudienteilnehmerInnen abzufragen. Es ist zu erwarten, 
dass viele Personen detaillierte Merkmale ihrer betrieblichen 
Altersvorsorge gar nicht erst kennen.

Mit den Individualdaten zur Verbreitung der Entgeltum­
wandlung, als wichtigem Teil der betrieblichen Altersvor­
sorge, leistet die Verdienststrukturerhebung hier einen zent­
ralen Beitrag. Für diese Erhebung werden die Betriebe direkt 
und detailliert befragt. Die Daten beruhen somit auf verläss­
lichen Informationen aus der Lohnbuchhaltung von einer 
Stichprobe mit rund einer Million Arbeitsverhältnissen aus 
nahezu 70 000 Betrieben. In diesem Bericht5 werden anhand 
der Verdienststrukturerhebung 2014 erstmals repräsentative 
Daten zur Verbreitung und Höhe der Entgeltumwandlung 
in der Privatwirtschaft umfassend ausgewertet.6

3	 Bundesregierung (2020): Alterssicherungsbericht 2020. Ergänzender Bericht der Bundesregie-

rung zum Rentenversicherungsbericht 2020.

4	 Katharina Kröger, Uwe Fachinger und Ralf Himmelreicher (2011): Empirische Forschungsvor-

haben zur Alterssicherung: Einige kritische Anmerkungen zur aktuellen Datenlage. RatSWD Wor-

king Paper Nr. 170.

5	 Dieser Bericht basiert auf folgender Publikation: Johannes Geyer und Ralf Himmelreicher 

(2021): Charakteristika der Entgeltumwandlung: wer sorgt in welchem Umfang für das Alter vor?

DIW Discussion Paper Nr. 1929 (online verfügbar).

6	 Im Jahr 2010 wurden erstmals Daten zur Verbreitung der Entgeltumwandlung unter den Be-

schäftigten in der Verdienststrukturerhebung erhoben und anschließend ausgewertet: Thomas 

Männer nutzen Entgeltumwandlung häufiger 
als Frauen – Unterschiede auch nach Region 
und Alter

Im Durchschnitt nutzen im Jahr 2014 knapp 19 Prozent der 
Beschäftigten in der Privatwirtschaft die Entgeltumwand­
lung (Tabelle 1). Dabei liegt der Anteil bei Männern mit gut 
21 Prozent deutlich über der Verbreitung bei Frauen mit 
knapp 16 Prozent. Die Inanspruchnahme im Osten liegt bei­
nahe vier Prozentpunkte unter der Verbreitung im Westen.

Mit zunehmendem Alter steigt auch der Anteil der Perso­
nen, die ihr Recht auf Entgeltumwandlung in Anspruch 
nehmen. Unter den 45- bis 54-Jährigen erreicht die Verbrei­
tung bei Männern mehr als 25 Prozent und bei Frauen gut 
18 Prozent. Bei den 55- bis 64-Jährigen geht der Anteil wieder 
leicht zurück. Da diese Personen bereits Mitte 30 oder älter 
waren als der Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung ein­
geführt wurde, könnte dieses Ergebnis auch einen Kohorten­
effekt abbilden. In folgenden Jahren sollte der Anteil in der 
Altersgruppe ab 55 Jahren demnach vermutlich ansteigen.

Inanspruchnahme der Entgeltumwandlung hängt 
mit Bildung und Arbeitszeit zusammen

Neben den alters- und geschlechtsspezifischen Mustern 
zeigen sich auch ausgeprägte Unterschiede nach Bildung: 
Höher Qualifizierte nutzen tendenziell häufiger die Entgelt­
umwandlung als Beschäftigte mit geringerer beruflicher 
Qualifikation. Nur knapp 19 Prozent der Personen, deren 
höchste Qualifikation ein Ausbildungsabschluss ist, nehmen 
ihr Recht auf Entgeltumwandlung in Anspruch, wohingegen 
dieser Anteil bei MeisterInnen und Personen mit Masterab­
schluss oder Diplom bei knapp 30 Prozent liegt.

Auch hinsichtlich der Arbeitszeit bestehen erhebliche Unter­
schiede. Etwas mehr als jeder vierte Beschäftigte mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit zwischen 35 und 40 Stunden wan­
delt im Jahr 2014 Teile des Entgelts in zusätzliche Vorsorge 
um. Tendenziell gehen reduzierte wöchentliche Arbeitszei­
ten mit niedrigeren Quoten einher. Bei bezahlten wöchent­
lichen Arbeitszeiten jenseits von 40 Stunden geht der Anteil 
wieder auf weniger als jeden fünften Beschäftigten zurück.7 
Bei nicht sozialversicherungspflichtigen Mini-JobberIn­
nen besteht auch die Möglichkeit zur Entgeltumwandlung, 
jedoch haben sie im Unterschied zu den sozialversicherungs­
pflichtig Beschäftigten keinen Rechtsanspruch und auch 
keinen steuer- und beitragsrechtlichen Vorteil. Das spiegelt 
sich deutlich in dem geringen Verbreitungsgrad mit unter 
einem Prozent wider.8

Weber und Martin Beck (2015): Entgeltumwandlung in Deutschland. Eine Analyse auf Basis der 

Verdienststrukturerhebung 2010. WISTA 1/2015, 56–74. Allerdings fehlen in der Erhebung 2010 

Betriebe mit weniger als zehn Beschäftigten.

7	 Ein Grund für den Rückgang des Anteils bei höherer Arbeitszeit könnte sein, dass diese Perso-

nengruppe stärkeren Zugang zu anderen Formen der betrieblichen Altersvorsorge hat. Allerdings 

liegen dazu keine Informationen in den Daten vor.

8	 Die Verbreitung der Entgeltumwandlung ist mit weiteren hier nicht ausgewiesenen Merkmalen 

korreliert. So zeigt sich, dass die Verbreitung mit der Dauer der Betriebszugehörigkeit deutlich zu-

nimmt und befristet Beschäftigte seltener Entgelt umwandeln.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.809149.de/dp1929.pdf
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Entgeltumwandlung besonders verbreitet in 
Betrieben mit Tarifbindung und in großen Betrieben

Mit Blick auf betriebliche Merkmale zeigen sich auch große 
Unterschiede in der Verbreitung der Entgeltumwandlung 
unter den Beschäftigten. In Betrieben mit Tarifbindung 
beläuft sich der Anteil der Beschäftigten mit Entgelt­
umwandlung im Jahr 2014 auf 24 Prozent und liegt etwa 
zehn Prozentpunkte über dem Anteil in Betrieben ohne Tarif­
bindung (Tabelle 2). Der Unterschied besteht sowohl bei 
Frauen als auch bei Männern. In Kleinstbetrieben kommt 
Entgeltumwandlung nur bei jedem zehnten Beschäftigten vor 
und steigt mit zunehmender Betriebsgröße sukzessive auf 
einen Wert von etwa 25 Prozent bei Betrieben ab 250 Mitarbei­
terInnen. Bei Männern in Betrieben mit über 1 000 Beschäf­
tigten steigt der Anteil der Entgeltumwandelnden sogar auf 
knapp 30 Prozent an.

Die Entgeltumwandlung ist auch zwischen den Wirtschafts­
sektoren sehr unterschiedlich verbreitet. Banken und Ver­
sicherungswirtschaft weisen mit 54 Prozent bei Frauen und 
60 Prozent bei Männern die höchste Verbreitung auf. In 
der Energieversorgung und im verarbeitenden Gewerbe, 
beides Branchen mit hoher Tarifbindung, wandeln knapp 
30 Prozent der Beschäftigten Entgelt um. Am Ende der 
Skala befinden sich das Gastgewerbe mit knapp fünf Pro­
zent. Nur knapp darüber liegen der Dienstleistungssek­
tor, das Erziehungs-, Gesundheits- und Sozialwesen (ohne 

öffentlichen Dienst, jedoch mit vielen „systemrelevanten 
Berufen“) sowie der primäre Sektor mit einer Quote von 
um und unter zehn Prozent.

Höhere Verbreitung der Entgeltumwandlung 
häufig verbunden mit höheren Beträgen

Im Durchschnitt werden von denjenigen, die die Entgelt­
umwandlung nutzen, im Jahr 2014 1 328 Euro umgewandelt. 
Bei der Höhe der umgewandelten Beträge zeigen sich ähn­
liche Muster wie bei der Verbreitung (Tabelle 1). Ist die Entgelt­
umwandlung in einer Gruppe stärker verbreitet, dann wer­
den in der Regel dort auch höhere Beiträge umgewandelt. Bei 
Männern liegt der durchschnittliche Betrag bei fast 1 500 Euro, 
bei Frauen bei gut 1 100 Euro. Mit Ausnahme der Mini-Jobber­
Innen sind die durchschnittlichen Beiträge der Männer in 
allen sozioökonomischen Gruppen höher als die der Frauen.

Hochqualifizierte Männer nehmen das Recht auf Entgelt­
umwandlung besonders häufig in Anspruch und wandeln 
im Durchschnitt die vergleichsweise höchsten Beträge um 
(knapp 2 800 Euro jährlich). Die niedrigen Jahreseinkom­
men von maximal 5 400 Euro (450 Euro mal 12 Monate) bei 
Mini-Jobs führen zu niedrigen absoluten Beträgen.9

9	 Bezüglich der Höhe der jährlichen mittleren Beiträge fällt auf, dass monatliche Beträge von 

50, 100 oder 150 Euro häufig gewählt werden. Diese monatlichen Beträge führen zu jährlichen 

Beiträgen zwischen 600 Euro über 1 200 Euro bis zu 1 800 Euro.

Tabelle 1

Verbreitung der Entgeltumwandlung und umgewandelte Beträge nach individuellen Charakteristika der 
Beschäftigten 
Anteile in Prozent, durchschnittliche jährliche Umwandlungsbeträge in Euro

Merkmale
Anteile Höhe der Umwandlungsbeträge

Gesamt Frauen Männer Gesamt Frauen Männer

Gesamt 18,67 15,83 21,30 1 328 1 128 1 466

Region
West 19,30 15,96 22,36 1 376 1 170 1 511

Ost 15,66 15,20 16,10 1 047 921 1 162

Alter

18 bis 24 Jahre 8,64 6,92 10,29 859 811 889

25 bis 34 Jahre 16,14 14,39 17,62 1 113 1 005 1 188

35 bis 44 Jahre 19,61 16,31 22,48 1 293 1 096 1 416

45 bis 54 Jahre 22,06 18,47 25,58 1 422 1 208 1 574

55 bis 64 Jahre 18,30 15,49 21,09 1 478 1 175 1 699

Bildung

Kein Abschluss 7,76 6,38 9,25 981 862 1 068

Ausbildung 18,62 16,39 20,87 1 172 1 054 1 266

Meister 29,37 26,91 30,42 1 508 1 222 1 615

Bachelor 19,41 15,86 22,58 1 565 1 232 1 773

Diplom 27,52 23,04 30,50 1 936 1 566 2 121

Promotion 22,30 17,71 25,05 2 601 2 184 2 778

Wöchentliche Arbeitszeit 

Minijob 0,58 0,68 0,40 508 523 460

Unter 20 Stunden 11,64 13,11 4,93 885 885 888

20 bis 35 Stunden 16,64 18,22 11,17 1 035 1 010 1 177

35 bis 40 Stunden 26,42 24,62 27,36 1 420 1 246 1 503

Über 40 Stunden 18,89 18,30 19,04 1 345 1 180 1 385

Anmerkungen: Gewichtete Anteile und durchschnittliche jährliche Umwandlungsbeträge. Bezugsjahr 2014. Untersuchungspopulation: Alter von 18 bis einschließlich 65 Jahre, ohne Beamte und 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ohne Auszubildende und Beschäftigte in Altersteilzeit. Berlin ist Ostdeutschland zugeordnet.

Quellen: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Verdienststrukturerhebung, 2014; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2021
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Generell steigt mit höherer Qualifikation und höherer 
Wochenarbeitszeit auch die Höhe der umgewandelten Bei­
träge. Außerdem werden im Westen und bei rentennahen 
Jahrgängen höhere Beiträge umgewandelt als im Osten und 
bei den Jüngeren.

Während die Betriebsgröße und der Wirtschaftszweig stark 
mit der Verbreitung korrelieren, zeigt sich ein solcher 
Zusammenhang bei der Höhe der umgewandelten Beträge 
nicht (Tabelle 2). Lediglich im Bereich Beherbergung und 
Gastgewerbe sowie in der Land- und Fortwirtschaft gehen 
die sehr niedrigen Anteile mit niedrigen Beträgen einher.

Entgeltumwandlung bei höheren Löhnen 
verbreiteter

Der Zusammenhang zwischen der Höhe des Stundenlohns 
und der Verbreitung der Entgeltumwandlung ist nahezu 
linear (Abbildung 1): Von Beschäftigten mit höheren Löh­
nen wird das Recht auf Entgeltumwandlung häufiger in 
Anspruch genommen. Im Mindest- und Niedriglohnbereich 
ist sie nur gering verbreitet. Bei Männern in Westdeutschland 
ist dieser Effekt besonders ausgeprägt. Frauen und Männer 
in Ostdeutschland mit einem Stundenlohn unterhalb des 
(gruppenspezifischen) Medians erreichen eine Verbreitung 
von ungefähr 15 Prozent. Bei Männern in Westdeutschland 
liegt der Anteil bei 24 Prozent.

Tendenziell zeigt sich auch, dass Männer in Westdeutsch­
land höhere Beträge umwandeln als die drei anderen Grup­
pen (Abbildung 2). Allerdings ist der Anstieg bis in sehr hohe 
Bereiche der Stundenlohnverteilung nicht stark ausgeprägt. 
In vielen Perzentilen liegt der Mittelwert des Umwandlungs­
betrags exakt bei 600 Euro, also bei 50 Euro pro Monat oder 
bei ähnlichen runden Werten. Erst bei den obersten 20 Pro­
zent steigen die umgewandelten Beträge rasch und in der 
Spitze wandeln Männer knapp 4 000 Euro pro Jahr um.

Personen mit niedrigeren Einkommen wandeln 
höhere Einkommensanteile um als Personen mit 
höheren Einkommen

Bei den Personen, die Entgeltumwandlung nutzen, liegt der 
Anteil am Jahreseinkommen bei rund 2,4 Prozent. Dabei 
wandeln Frauen mit 2,7 Prozent einen etwas größeren Betrag 
um als Männer mit rund 2,3 Prozent (Tabelle 3). Generell 
zeigt sich, dass Gruppen, die tendenziell niedrige abso­
lute Beträge aufbringen, einen relativ höheren Anteil ihres 
Einkommens umwandeln. Besonders deutlich wird dieser 
Zusammenhang mit Blick auf Mini-Jobs oder Teilzeit mit 
weniger als 20 Stunden. Hier sind die Einkommensanteile 
überdurchschnittlich hoch. Promovierte wandeln zwar hohe 
Beträge um, gemessen an ihrem Jahreseinkommen handelt 
es sich aber nur um einen unterdurchschnittlichen Anteil 
von etwa zwei Prozent.

Abbildung 1

Verbreitung der Entgeltumwandlung nach Stundenlöhnen 
In Prozent, nach Perzentilen der Bruttostundenlöhne
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Anmerkungen: Gewichtete Daten. Bezugsjahr 2014. Untersuchungspopulation: Alter von 18 bis einschließlich 65 Jah-
re, ohne Beamte und Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ohne Auszubildende und Beschäftigte in Altersteilzeit.

Quellen: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Verdienststrukturerhebung, 2014; eigene Berech-
nungen.
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Je höher der Stundenlohn, desto verbreiteter die Entgeltumwandlung.

Abbildung 2

Durchschnittliche jährliche Umwandlungsbeträge nach 
Stundenlöhnen 
In Euro pro Jahr, nach Perzentilen der Bruttostundenlöhne
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Anmerkungen: Gewichtete Daten. Bezugsjahr 2014. Untersuchungspopulation: Alter von 18 bis einschließlich 65 Jah-
re, ohne Beamte und Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ohne Auszubildende und Beschäftigte in Altersteilzeit. Die 
Werte sind der jeweilige Mittelwert des Stundenlohnperzentils.

Quellen: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Verdienststrukturerhebung, 2014; eigene Berech-
nungen.
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Deutlicher Anstieg der durchschnittlichen umgewandelten Beträge ab dem 
80. Perzentil der Stundenlohnverteilung.
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Kasten

Entgeltumwandlung in Deutschland

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte haben einen Rechts-

anspruch darauf, Teile des Arbeitsentgelts steuer- und sozial-

abgabenfrei zum Aufbau einer betrieblichen Altersvorsorge zu 

verwenden. Der gesetzliche Anspruch auf Entgeltumwandlung 

besteht seit dem 1. Januar 2002. Seither können Arbeitnehmer

Innen verlangen, dass der Arbeitgeber einen Teil des Entgelts 

umwandelt und in eine betriebliche Altersvorsorge einzahlt, wobei 

die Arbeitgeber über den Durchführungsweg, die Zusageart und 

gegebenenfalls den Versorgungsträger entscheiden.

Bei der Entgeltumwandlung besteht die Förderung vor allem in 

der Sozialabgaben- und Steuerfreiheit in der Einzahlungsphase. 

Die Beiträge bleiben bis zu einem Höchstbetrag von vier Prozent 

beziehungsweise acht Prozent der Beitragsbemessungsgrenze 

sozialabgaben- beziehungsweise steuerfrei.1 Bei einer Beitrags-

bemessungsgrenze (West) von 85 200 Euro im Jahr 2021 können 

auf diese Weise bis zu 3 408 Euro sozialabgabenfrei und bis zu 

6 816 Euro steuerfrei umgewandelt werden.

In der Auszahlungsphase werden die Renten besteuert und auch 

Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung erhoben. Zum 

1. Januar 2020 wurde die bis dahin geltende Freigrenze für Bei

träge zur Krankenkasse in einen Freibetrag umgewandelt. Beiträge 

zu Arbeitslosen- und Rentenversicherung fallen in der Renten

phase nicht an. Die steuerliche Förderung besteht im Wesentlichen 

aus einer Verschiebung der Zahllast in die Zukunft. Die nachge-

lagerte Besteuerung kann durch eine geringere Besteuerung im 

Alter vorteilhaft sein, weil Einkünfte in der Nacherwerbsphase in 

der Regel niedriger sind als während der Erwerbsphase.2

Eine Besonderheit der Entgeltumwandlung ist die Senkung des 

rentenversicherungspflichtigen Bruttoentgelts. Dadurch werden 

die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung zunächst ge-

senkt und stattdessen in die betriebliche Altersvorsorge geführt. 

Die Beiträge der Arbeitgeber werden jedoch nicht automatisch in 

die betriebliche Altersvorsorge gelenkt.3 Bei einem Teil der Beiträ-

ge findet also keine individuelle Kompensation der Niveausenkung 

durch zusätzliche Ersparnis statt, da die zu erwartende gesetzliche 

Rente entsprechend niedriger ausfällt.

1	 Die Beiträge an kapitalgedeckte Pensionskassen, Pensionsfonds und Direktversicherungen 

sind nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG frei von Sozialabgaben soweit die Beiträge vier Prozent der Bei-

tragsbemessungsgrenze (West) der GRV nicht übersteigen. Die Beiträge sind zudem bis zu einer 

bestimmten Höhe steuerfrei, allerdings hat sich hier die Rechtslage mehrmals geändert. Seit 2018 

sind hier die Beiträge steuerfrei, soweit sie acht Prozent der Beitragsbemessungsgrenze (West) 

nicht übersteigen.

2	 Nach dem Betriebsrentenstärkungsgesetz (BRSG), mit dem Maßnahmen zur Steigerung der 

Verbreitung der betrieblichen Altersvorsorge ergriffen wurden, ist ein staatlicher Zuschuss für Ar-

beitgeber eingeführt worden, wenn diese Beiträge an eine betriebliche Altersvorsorge für Gering-

verdienende leisten (Förderbetrag zur betrieblichen Altersversorgung, § 100 EStG). Der Zuschuss 

beträgt 30 Prozent der zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn geleisteten Beiträge.

3	 Vorbehaltlich tariflicher Regelungen werden Arbeitgeber seit dem Jahr 2019 verpflichtet, die 

ersparten Sozialversicherungsbeiträge in pauschalierter Form (15 Prozent) an die Beschäftigten 

beziehungsweise die Versorgungseinrichtungen weiterzuleiten. Die Neuregelung gilt zunächst nur 

für Neuabschlüsse, ab dem Jahr 2022 auch für alte Verträge.

Die Umschichtung kann insbesondere dann individuell attraktiv 

sein, wenn sich Arbeitgeber substanziell an der Finanzierung 

beteiligen. Allerdings hängen die Erträge von vielen unterschied-

lichen Parametern ab, wie etwa von der Verzinsung der Kapital-

anlagen, den Kosten, den versicherten Risiken, der Entwicklung 

der Sozialversicherungsbeiträge und von der Entwicklung 

der Besteuerung.

Die beitragsfreie Entgeltumwandlung führt zudem in der kurzen 

Frist zu Beitragsmindereinnahmen in Höhe von rund 40 Prozent 

des umgewandelten Entgelts bei den Sozialversicherungen. Bei 

der gesetzlichen Rente löst die Entgeltumwandlung komplizierte 

dynamische Anpassungen aus, da die sie durch die Senkung 

der beitragspflichtigen Löhne dämpfend auf künftige Renten

anpassungen und den Beitragssatz wirkt.

Die Entgeltumwandlung ist lediglich eine Variante der Finan-

zierung oder teilweisen Finanzierung innerhalb der komplexen 

Struktur der betrieblichen Altersvorsorge. Im Jahr 2014 – dem 

Jahr aus dem die Daten dieser Studie stammen hatten mehr 

als 17 Millionen oder 57,8 Prozent der sozialversicherungs

pflichtig Beschäftigten aktive Anwartschaften in der betrieblichen 

Altersvorsorge.4 Dieser Anteil ist bis zum Jahr 2019 auf knapp 

54 Prozent gesunken.

Nach dem Betriebsrentengesetz gibt es fünf Durchführungs-

wege der betrieblichen Altersvorsorge. In jedem dieser Durch

führungswege, auf die sich die Arbeitgeber festlegen, ist die 

Entgeltumwandlung grundsätzlich möglich:5

1.	 Direktzusage: Die Arbeitgeber verpflichten sich, Leistungen 

der betrieblichen Altersvorsorge selbst zu erbringen. Sie bilden 

in ihren Bilanzen Pensionsrückstellungen und tragen die dar-

aus resultierenden Risiken grundsätzlich selbst.

2.	 Unterstützungskasse: Die Arbeitgeber bedienen sich einer 

Einrichtung, die ihre Beiträge erhält und die Versorgungsleis-

tungen erbringt.

3.	 Direktversicherung: Die Arbeitgeber schließen für die Ver-

sicherten ArbeitnehmerInnen eine Lebensversicherung bei 

einem Lebensversicherer ab.

4.	 Pensionskasse: Rechtlich selbständige Versicherungseinrich-

tung, die im Prinzip der Direktversicherung ähnelt.

5.	 Pensionsfonds: Der Pensionsfonds wurde erst 2002 als fünf-

ter Durchführungsweg eingeführt. Diese selbständigen Ver

sorgungsträger dürfen risikoreicher investieren.

4	 Arnold Riedmann et al. (2019): Trägerbefragung zur Verbreitung der betrieblichen Altersver-

sorgung (BAV 2017): Endbericht. Forschungsbericht / Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 

FB523. München.

5	 Der Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung unterliegt einem Tarifvorbehalt. In vielen 

Branchen sind seit 2002 Tarifverträge entstanden, die die Gestaltungsmöglichkeiten der Entgelt

umwandlung regeln. Teilweise wurden zudem branchenübergreifende Versorgungwerke wie die 

„MetallRente“ oder das „ChemieVersorgungswerk“ zur Organisation der Altersvorsorge gegründet.
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In den Durchführungswegen, für die Informationen vorliegen, 

werden zwischen 50 Prozent und 60 Prozent der Verträge zu-

mindest teilweise im Rahmen der Entgeltumwandlung finanziert 

(Tabelle). Rein arbeitgeberfinanzierte Beiträge gibt es bei einer 

Entgeltumwandlung nicht, dementsprechend handelt es sich ent-

weder um rein arbeitnehmerfinanzierte Beiträge oder um Misch

finanzierungen von ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern. Bei den 

Pensionskassen lag der Anteil der Entgeltumwandlung im Jahr 

2014 bei 51 Prozent, im Jahr 2017 bei 48 Prozent. Die Beiträge mit 

Entgeltumwandlung zu Pensionskassen lagen 2014 wie 2017 bei 

durchschnittlich 107 Euro pro Monat. Für die Mehrheit der aktiv 

Versicherten mit Pensionsfonds beruhen die Anwartschaften auf 

der Entgeltumwandlung. Ihr Anteil lag 2014 und 2017 bei rund 

61 Prozent. Die durchschnittlichen Beiträge liegen etwas niedriger 

als bei Pensionskassen. Direktversicherungen mit Entgeltumwand-

lung sind weit verbreitet und kommen noch etwas häufiger vor als 

Pensionskassen. Die durchschnittlichen monatlichen Beiträge sind 

zwischen den Jahren 2014 und 2017 von 99 Euro auf 110 Euro ge-

stiegen. Für Direktzusagen sowie die Zusatzversorgung im öffent-

lichen Dienst liegen keine Informationen zur Entgeltumwandlung 

vor. Hieran wird deutlich, wie unvollständig das Wissen über die 

betriebliche Altersvorsorge in Deutschland ist. Eine umfassende, 

zum Beispiel auf Verwaltungsdaten basierende amtliche Statistik 

zu betrieblichen Altersvorsorge existiert nicht.

Tabelle

Bedeutung der Entgeltumwandlung in den verschiedenen Durchführungswegen der betrieblichen 
Altersvorsorge (aktiv Versicherte)

Durchführungswege

2014 2017

Gesamt mit Entgeltumwandlung Gesamt mit Entgeltumwandlung

Anzahl in 
Tausend

Beitragshöhe 
in Euro

Anzahl in 
Tausend

Anteil in 
Prozent

Beitragshöhe 
in Euro

Anzahl in 
Tausend

Beitragshöhe 
in Euro

Anzahl in 
Tausend

Anteil in 
Prozent

Beitragshöhe 
in Euro

Pensionskassen 4 759 105 2 427 51 107 5 030 95 2 414 48 107

Pensionsfonds 414 97 253 61 93 462 103 282 61 81

Direktversicherungen 4 865 94 3 016 62 99 4 918 98 3 000 61 110

Direktzusagen/ 
Unterstützungskassen

4 792 Keine Angabe 4 641 Keine Angabe

Zusatzversorgung im 
öffentlichen Dienst

5 331 179 Keine Angabe 5 756 204 Keine Angabe

Anmerkungen: Ohne Mehrfachanwartschaften innerhalb der Durchführungswege, aber einschließlich Mehrfachzählungen aufgrund von Anwartschaften in mehreren Durchführungswegen.

Quellen: Riedmann et al. (2019); eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2021
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Bei allen Ergebnissen ist es wichtig zu betonen, dass es sich 
um rein deskriptive Analysen ohne kausalen Anspruch han­
delt. Hinter den Ergebnissen können viele weitere Fakto­
ren stehen, die die jeweils dokumentierten Unterschiede 
zwischen den betrachteten Gruppen verursachen. So kön­
nen beispielsweise bestimmte Merkmale wie die Lohn­
höhe, Branche oder Bildung mit dem Geschlecht korrelie­
ren und so die sichtbaren Unterschiede in der Inanspruch­
nahme der Entgeltumwandlung zwischen Männern und 
Frauen bedingen.10

Fazit: Staatliches Handeln für ausgewogenere 
Verbreitung der Entgeltumwandlung erforderlich

Die Verbreitung und Höhe der Entgeltumwandlung ist 
im Vergleich sozioökonomischer Gruppen, etwa nach 
Geschlecht, Alter, Bildung, Arbeitszeit oder Stundenlöh­
nen, sehr unterschiedlich. Außerdem zeigen sich deutliche 
Muster in der Verbreitung nach betrieblichen Merkmalen 

10	 Um solche Zusammenhänge zu zeigen, wurden multivariate Analysen durchgeführt, die 

– neben weiteren zusätzlichen Auswertungen – in Johannes Geyer und Ralf Himmelreicher (2021): 

a. a. O. dokumentiert werden.

wie Betriebsgröße, Tarifbindung und Wirtschaftssektor. Ten­
denziell nutzen benachteiligte Gruppen die Entgeltumwand­
lung weniger und in geringerem Ausmaß.

Vermutlich arbeiten vor allem höher qualifizierte Beschäf­
tigte in Betrieben mit hoher Tarifbindung und höherem 
Lohnniveau. In dieser Gruppe sind vermutlich auch andere 
Formen der betrieblichen Altersvorsoge, beispielsweise rein 
arbeitgeberfinanzierte Leistungszusagen, stärker verbreitet. 
Umgekehrt dürfte es vor allem geringer Qualifizierten kaum 
gelingen, ein Beschäftigungsverhältnis in solchen Betrie­
ben aufzunehmen. Offensichtlich ist die Durchsetzung der 
Ansprüche der Beschäftigten auf Entgeltumwandlung dort 
besonders schwierig. Wahrscheinlich fehlt es zudem in man­
chen Gruppen an Wissen über staatliche Förderung und den 
Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung. Bei Personen mit 
niedrigen Einkommen kommt hinzu, dass eine zusätzliche 
regelmäßige Vorsorge aus eigenen Mitteln die finanziellen 
Möglichkeiten übersteigen kann und deswegen nicht mög­
lich ist.

Politisch könnte der ungleichen Verbreitung der Entgelt­
umwandlung entgegengesteuert werden, indem die Themen 

Tabelle 2

Verbreitung der Entgeltumwandlung und umgewandelte Beträge nach betrieblichen Charakteristika 
der Beschäftigten
Anteile in Prozent, durchschnittliche jährliche Umwandlungsbeträge in Euro

Merkmale
Anteile Höhe der Umwandlungsbeträge

Gesamt Frauen Männer Gesamt Frauen Männer

Gesamt 18,67 15,83 21,30 1 328 1 128 1 466

Tarifbindung
Ja 24,23 20,95 27,14 1 303 1 102 1 442

Nein 14,72 12,31 17,02 1 357 1 158 1 494

Betriebsgröße

1 bis 9 Beschäftigte 9,10 8,51 9,91 1 337 1 162 1 544

10 bis 49 Beschäftigte 14,83 13,09 16,43 1 340 1 135 1 492

50 bis 249 Beschäftigte 19,74 17,05 21,89 1 262 1 092 1 367

250 bis 499 Beschäftigte 24,25 20,98 26,90 1 286 1 095 1 406

500 bis 999 Beschäftigte 25,43 23,19 27,42 1 211 1 063 1 322

1 000 Beschäftigte und mehr 25,66 21,11 29,50 1 443 1 184 1 600

Sektor

Finanzdienstleistungen 56,24 53,50 60,05 1 545 1 339 1 800

Verarbeitendes Gewerbe 28,73 24,92 30,15 1 369 1 175 1 430

Energieversorgung 28,40 30,18 27,88 1 270 1 094 1 325

Bergbau 20,27 28,03 19,21 1 318 1 597 1 262

Baugewerbe/Bau 18,54 16,03 19,05 1 227 1 259 1 222

Handel und Reparatur von KFZ 16,95 14,71 19,60 1 256 1 041 1 446

Verkehr, Kommunikation 16,42 16,17 16,54 1 522 1 375 1 588

Gesundheits- und Sozialwesen 15,05 14,90 15,62 977 902 1 257

Dienstleistungen 11,72 10,78 12,68 1 517 1 313 1 694

Dienstleistungen privater 
Haushalte

10,72 9,28 14,14 1 270 1 078 1 568

Erziehung, Unterricht 10,17 9,84 11,35 1 130 1 033 1 420

Sonstige Dienstleistungen 8,85 7,82 10,10 1 431 1 287 1 567

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei

8,19 6,47 9,21 1 031 1 030 1 031

Gastgewerbe 4,93 4,95 4,91 845 770 960

Anmerkungen: Gewichtete Anteile und durchschnittliche jährliche Umwandlungsbeträge. Bezugsjahr 2014. Untersuchungspopulation: Alter von 18 bis einschließlich 65 Jahre, ohne Beamte und 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ohne Auszubildende und Beschäftigte in Altersteilzeit. 

Quellen: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Verdienststrukturerhebung, 2014; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2021
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Finanzen und Altersvorsorge in die Lehrpläne von (Berufs-)
Schulen integriert werden. Das Bewusstsein und das Wis­
sen um die Wichtigkeit einer ausreichenden Absicherung 
für das Alter könnte längerfristig zu einer höheren Nutzung 
der Entgeltumwandlung beitragen.

Zudem könnten die finanziellen Anreize gerade für Gering­
verdienende gestärkt werden. Auch eine größere Verbrei­
tung von Tarifstrukturen würde einer höheren Nutzung 
der Entgeltumwandlung dienen. Allerdings brauchen diese 
Veränderungen Zeit und müssen von den Akteuren aktiv 
umgesetzt werden.

Möchte man die Nutzung bereits in der kürzeren Frist erhö­
hen, spricht vieles für ein Obligatorium in der allgemeinen 
betrieblichen Altersvorsorge, das neben Entgeltumwand­
lung auch die Arbeitgeberfinanzierung und eine staatliche 
Förderung für Geringverdienende vorsieht. Davon würden 
insbesondere Personen mit niedrigen Einkünften in kleine­
ren Betrieben profitieren. Diese Möglichkeit würde wiede­
rum weitreichende Fragen der Gestaltung und der Vertei­
lung von Lasten und Risiken aufwerfen.

In der vorliegenden Studie konnte nur ein Teil der betrieb­
lichen Altersvorsorge, die arbeitnehmerfinanzierte Entgelt­
umwandlung, beleuchtet werden. Auf Grund der lückenhaf­
ten Datenlandschaft konnten beispielsweise eine mögliche 
Arbeitgeberbeteiligung im Rahmen der Entgeltumwand­
lung sowie weitere arbeitgeberfinanzierte Durchführungs­
wege der betrieblichen Altersvorsorge nicht betrachtet wer­
den. Zudem liegen in der Verdienststrukturerhebung 2014 
keine Informationen zu weiteren Altersvorsorgeprodukten 
der Beschäftigten im Rahmen der betrieblichen und privaten 
Vorsorge11, zur individuellen Gesamtvorsorge sowie zur Vor­
sorge im Haushalts- oder Ehegattenkontext vor. Ange­
sichts der zunehmenden Wichtigkeit privater und betrieb­
licher Altersvorsorge besteht insgesamt eine erhebliche 

11	 Zur Verbreitung der betrieblichen Altersvorsorge von NeurentnerInnen auf Basis der ASID-

Studie siehe Dina Frommert, Christine Hagen und Ralf Himmelreicher (2019): Alterseinkünfte und 

soziale Ungleichheit. In: Johanne Pundt und Mirella Cacace (Hrsg.): Diversität und gesundheitliche 

Chancengleichheit. Bremen: APOLLON University Press, 29–59. Dabei ähneln sich die Muster der 

Verbreitung der betrieblichen Altersvorsorge, auch im Hinblick auf soziale Unterschiede, stark.

Informationslücke. Der weitere Forschungsbedarf auf dem 
Gebiet der betrieblichen und sonstigen privaten Altersvor­
sorge kann nur gedeckt werden, wenn diese Lücke – bei­
spielsweise in Form einer auf Verwaltungsdaten basier­
ten amtlichen Statistik zur betrieblichen Altersvorsorge – 
geschlossen wird.12

12	 Auf individueller Ebene wird sich der Informationsstand ab dem Jahr 2023 etwas verbessern, 

da dann – nach einer längeren Testphase – die sogenannte „säulenübergreifende Renteninforma-

tion“ eingeführt wird. Das von der Bundesregierung geplante Portal wird Anwartschaften in unter-

schiedlichen Altersvorsorgeprodukten in einem Rahmen zusammenführen und den BürgerInnen 

zugänglich machen. Leider wird diese Neuerung nicht dazu genutzt, die Datenlage für die wissen-

schaftliche Forschung zu verbessern.

Tabelle 3

Anteil der Entgeltumwandlung am Bruttojahreseinkommen
In Prozent

Merkmale
Anteile

Gesamt Frauen Männer

Gesamt 2,44 2,71 2,28

Region
West 2,47 2,83 2,29

Ost 2,21 2,20 2,22

Alter

18 bis 24 Jahre 2,15 2,35 2,04

25 bis 34 Jahre 2,40 2,45 2,37

35 bis 44 Jahre 2,39 2,61 2,28

45 bis 54 Jahre 2,44 2,83 2,23

55 bis 64 Jahre 2,56 2,96 2,35

Bildung

Kein Abschluss 2,30 2,44 2,21

Ausbildung 2,51 2,78 2,33

Meister 2,37 2,57 2,33

Bachelor 2,43 2,58 2,31

Diplom 2,27 2,55 2,14

Promotion 1,94 2,07 1,86

Wöchentliche Arbeitszeit 

Minijob 4,79 5,21 2,97

Unter 20 Stunden 3,87 3,91 3,13

20 bis 35 Stunden 2,86 2,94 2,40

35 bis 40 Stunden 2,28 2,46 2,20

Über 40 Stunden 2,67 2,76 2,65

Anmerkungen: Gewichtete Anteile. Bezugsjahr 2014. Untersuchungspopulation: Alter von 18 bis einschließlich 65 Jahre, 
ohne Beamte und Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ohne Auszubildende und Beschäftigte in Altersteilzeit. Berlin ist 
Ostdeutschland zugeordnet.

Quellen: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Verdienststrukturerhebung, 2014; eigene Berechnungen.
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1.	 Herr Geyer, was ist eine Entgeltumwandlung und warum 

wurde dafür ein Rechtsanspruch eingeführt? Die Ent-

geltumwandlung ermöglicht sozialversicherungspflichtig 

beschäftigten Personen, einen Teil ihres Entgelts steuer- 

und sozialabgabenfrei bis zu einer gewissen Höchstgrenze 

in eine betriebliche Altersvorsorge umzuwandeln. Seit der 

Rentenreform 2001 haben Beschäftigte darauf einen Rechts-

anspruch, der ab 2002 eingeführt wurde. Seitdem können 

alle Beschäftigten einen Teil ihres Lohns in eine betriebliche 

Altersvorsorge umwandeln. Der Arbeitgeber kann entschei-

den, in welcher Form das passiert. Aber das Recht darauf 

haben die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und 

der Arbeitgeber muss dann tätig werden.

2.	 Wie viele Beschäftigte nehmen diese Art der betrieb

lichen Altersvorsorge in Anspruch? Wir haben die Be-

schäftigten in der Privatwirtschaft betrachtet und das Jahr 

2014 ausgewertet. In diesem Jahr hatten knapp 20 Prozent 

der Beschäftigten in eine betriebliche Altersvorsorge in 

Form der Entgeltumwandlung eingezahlt.

3.	 Welche gesellschaftlichen Gruppen nehmen die Entgelt

umwandlung eher in Anspruch und welche weniger? Wie 

bei der betrieblichen Altersvorsorge insgesamt haben wir 

bei der Entgeltumwandlung eine ungleiche Verbreitung. 

Menschen mit geringen Löhnen, mit geringer Bildung und in 

kleinen Betrieben nehmen die Entgeltumwandlung seltener 

in Anspruch. Umgekehrt nehmen Menschen in großen 

Betrieben mit starker Tarifbindung und hohen Löhnen die 

Entgeltumwandlung häufiger wahr. In bestimmten Branchen 

gibt es jedoch wenig Tarifbindung. Beispielsweise finden 

wir im Gastgewerbe eine niedrige Verbreitung der Entgelt

umwandlung, wohingegen im Banken- und Versicherungs

gewerbe eine sehr hohe Verbreitung zu beobachten ist.

4.	 Inwieweit unterscheidet sich die Höhe der Entgelt

umwandlung, die in Anspruch genommen wird? Nach 

unseren Daten wandeln die Menschen im Durchschnitt 

1 300 Euro pro Jahr um. Männer wandeln mit knapp 

1 500 Euro etwas mehr um als Frauen,  bei denen es gut 

1 100 Euro sind. Das differenziert sich ein bisschen nach 

der Höhe der Löhne. Der absolute Betrag ist bei Menschen 

mit höheren Einkünften, was man ja auch vermuten würde, 

höher als bei Menschen mit geringeren Einkünften. Aller-

dings können wir auch zeigen, dass Menschen mit geringen 

Einkünften relativ, also bezogen auf ihr Einkommen, einen 

etwas höheren Anteil umwandeln.

5.	 Gibt es dabei auch regionale Unterschiede? Es zeigt 

sich, dass in Ostdeutschland tendenziell weniger Entgelt

umwandlung stattfindet. Das hängt auch damit zusammen, 

dass die Tarifstrukturen in Ostdeutschland schwächer sind 

als in Westdeutschland. Im Westen existieren tendenziell 

mehr Großbetriebe, die wiederum Strukturen haben, in 

denen wir häufiger eine betriebliche Altersvorsorge in 

Form der Entgeltumwandlung oder auch in anderer Form 

beobachten können. 

6.	 Personen, die sehr wenig verdienen, haben 

Schwierigkeiten, auch noch etwas zur Seite zu legen. Wie 

könnte die Altersvorsorge gerade der benachteiligten 

Gruppen gestärkt werden? Bei der betrieblichen Altersvor-

sorge sehen wir das Problem, dass GeringverdienerInnen, 

gerade in kleinen Firmen, seltener über diese Form der 

Altersvorsorge verfügen. Wenn man für diese Gruppen die 

betriebliche Altersvorsorge voranbringen will, dann führt 

vermutlich kein Weg daran vorbei, unterstützend tätig zu 

werden. Die Arbeitgeber könnten den Beschäftigten in Form 

von zusätzlichen Beiträgen helfen, eine Altersvorsorge auf-

zubauen. Auch staatliche finanzielle Zuschüsse und Anreize 

könnten dazu beitragen. Das Ziel müsste ein substantieller 

Beitrag zur Alterssicherung sein.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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We have developed and implemented a new sampling strategy to better represent very 

wealthy individuals in the German Socio-Economic Panel (SOEP). Our strategy is based on 

the empirical regularity that the very wealthy have at least part of their assets invested in 

businesses, and that businesses document shares of relevant shareholders in their books. 

Our results show that combined analysis of the SOEP and the new sample (SOEP-P) 

provides meaningful insights into individuals at the top end of the wealth distribution in 

Germany. The SOEP-P population has about 21 times higher net wealth on average than 

the regular SOEP population. Comparing millionaires (net worth ≥ 1M Euros) to the rest of the population, a 

number of noticeable differences emerge. Millionaires differ from the non-rich population with regard to port-

folio allocation, demographics, careers, personality, satisfaction with life, and satisfaction with other important 

life domains.
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We study the causal effect of local labor market conditions and attitudes towards immi-

grants at the time of arrival on refugees’ multi-dimensional integration outcomes (eco-

nomic, linguistic, navigational, political, psychological, and social). Using a unique dataset 

on refugees, we leverage a centralized allocation policy in Germany where refugees were 

exogenously assigned to live in specific counties. We find that high initial local unem-

ployment negatively affects refugees’ economic and social integration: they are less 

likely to be in education or employment and they earn less. We also show that favorable 

attitudes towards immigrants promote refugees’ economic and social integration. The results suggest that 

attitudes toward immigrants are as important as local unemployment rates in shaping refugees’ integration 

outcomes. Using a machine learning classifier algorithm, we find that our results are driven by older people 

and those with secondary or tertiary education. Our findings highlight the importance of both initial economic 

and social conditions for facilitating refugee integration, and have implications for the design of centralized 

allocation policies.
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We investigate patterns in common ownership networks between firms that are active 

in the US pharmaceutical industry for the period 2004-2014. Our main findings are that 

“brand firms” — i.e. firms that have R&D capabilities and launch new drugs — exhibit rela-

tively dense common ownership networks with each other that further increase significantly 

in density over time, whereas the network of “generic firms” — i.e. firms that primarily 

specialize in developing and launching generic drugs — is much sparser and stays that 

way over the span of our sample. Finally, when considering the common ownership links 

between brands firms, on the one hand, and generic firms, on the other, we find that brand firms have become 

more connected to generic firms over time. We discuss the potential antitrust implications of these findings.
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This study examines the effect of a soft commitment device in the form of a savings goal 

calendar on savings for small business owners in Kampala, Uganda. We run a randomized 

controlled trial (RCT) under which the treatment group receives a calendar designed to set 

savings goals and to make a plan to reach this goal. The control group is given a plain cal-

endar. We find no average effect on savings, but show that present-biased individuals save 

more when given the calendar. Further examinations indicate that present-biased individ-

uals are more likely to use the calendar, suggesting that, in line with theory, present-biased 

individuals have a demand.
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controlled trial (RCT) under which the treatment group receives a calendar designed to set 

savings goals and to make a plan to reach this goal. The control group is given a plain cal-

endar. We find no average effect on savings, but show that present-biased individuals save 

more when given the calendar. Further examinations indicate that present-biased individ-
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A Green COVID-19 Recovery of the EU Basic Materials Sector: 
Identifying Potentials, Barriers and Policy Solutions

This paper explores which climate-friendly projects could be part of the COVID-19 

recovery while jump-starting the transition of the European basic materials industry. 

Findings from a literature review on technology options in advanced development stages 

for climate-friendly production and enhanced sorting and recycling of steel, cement, 

aluminium and plastics are combined with insights from interviews with 31 European 

industry stakeholders about the practical and economic feasibility of these technology 

options. Results indicate that with an estimated investment of 28.9 billion Euro, about 

20% of EU’s basic materials could be produced through low-emission processes or additional recycling by 

2025 with technologies that are commercially available or at pilot scale today. However, our stakeholder 

consultation also shows that in order to make these short-term investments viable in the long term, six main 

barriers need to be addressed, namely i) the lack of effective and predictable carbon pricing, ii) the limited 

availability of affordable green electricity, iii) the lack of a regulatory framework for circularity, iv) low tech-

nology readiness and funding, v) the lack of infrastructure for hydrogen, CO2 and power, and vi) the lack of 

demand for climate-friendly and recycled materials. Based on these insights, the paper proposes elements of 
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Viele Hoffnungen der griechischen Bevölkerung ruhten auf dem 

neuen Premier Kyriakos Mitsotakis, als er 2019 an die Regierung 

kam. Nach zehn Jahren im Krisenmodus versprach er, das zu 

tun, was die Troika von seinen Vorgängerregierungen vergeblich 

zu erzwingen versucht hatte: nämlich Griechenland zu reformie-

ren und auf einen stabilen Wachstumspfad zu bringen.

Corona hat diese Hoffnung scheinbar zunichte gemacht. Statt 

eines angestrebten Wachstums von drei Prozent des Brutto

inlandsprodukts (BIP) ist Griechenland 2020 um ein weiteres 

Zehntel geschrumpft. Das Land liegt damit in etwa auf dem 

Wohlstandsniveau zum Zeitpunkt seines Eintritts in die Euro

zone. Zwar sind die Infektionszahlen in Griechenland anteilig 

weit niedriger als etwa in Deutschland, doch trifft die Corona‑Krise 

das Land härter. Griechenlands Wirtschaft hängt weitaus 

mehr von Branchen ab, die unter den Beschränkungen litten, 

zuvorderst dem Tourismus. Der ist letztes Jahr um mehr als 

80 Prozent eingebrochen.

Wenn Mitsotakis Glück hat, wird Griechenland zum Ende seiner 

geplanten Amtszeit im Sommer 2023 das BIP-Niveau zum Zeit-

punkt seines Regierungsantritts erlangen. Damit einher gehen 

weitere negative Schlagzeilen: Die Staatsschuldenquote steigt 

wieder, weil die Staatseinnahmen spürbar zurückgehen und 

gleichzeitig die Staatsausgaben nicht unerheblich steigen. 

Und trotzdem sind die Aussichten nicht so trüb, wie dies auf den 

ersten Blick erscheinen mag. Denn die griechische Regierung 

hat sich durch die Corona-Krise nicht von ihrer wichtigsten 

Zielsetzung abbringen lassen: mehr Investitionen.

Ein wesentliches Merkmal der vergangenen zwei Dekaden war 

die markant niedrige Investitionsquote: Es wurde halb so viel pro 

Kopf investiert wie im EU-Durchschnitt. Da muss man sich nicht 

wundern, wenn die griechische Wirtschaft keine wettbewerbs-

fähigen Strukturen entwickelt hat. Genau hier will die neue Re-

gierung ansetzen und den fälligen Strukturwandel einläuten, um 

konkurrenzfähiger zu werden. Dafür kommen die im Zuge der 

Corona-Krise für die nächsten Jahre bereitgestellten EU-Mittel in 

Höhe von 32 Milliarden Euro wie gerufen. Während manch ande-

res Land in Südeuropa noch immer öffentlichkeitswirksam über 

die Verwendung dieser Töpfe streitet, hat sich die griechische 

Regierung dieses Mal für eine konsequente Innovationsstrategie 

entschieden. Es sollen Projekte und Investitionen in den drei 

Kernthemen europäischer Zukunftspolitik angeschoben werden: 

im Klimaschutz und dem Ausbau erneuerbarer Energien, in der 

Aus- und Weiterbildung sowie in der Digitalisierung der Wirt-

schaft und der öffentlichen Verwaltung.

Von diesen Investitionen kann im Land ein Innovationsschub 

ausgehen, der private Investitionen nach sich zieht. Auch hier 

gibt es bereits erste Leuchtturmprojekte. Zu nennen seien derer 

drei: ein Pilotprojekt auf der Insel Astypalea, auf der nur noch 

Elektrofahrzeuge verkehren sollen; ein deutscher Elektroauto-

hersteller, der in Griechenland ein Joint Venture zur jährlichen 

Produktion von 30 000 Fahrzeugen gründen will. Und drittens 

Investitionen von einer Milliarde Euro zur Errichtung dreier 

Datenzentren für Cloud-Computing in Griechenland.

Damit diese Leuchtturmprojekte zu weiteren Investitions

aktivitäten und zu vermehrten Innovationen führen, werden die 

schon seit langem geforderten Strukturreformen notwendig 

sein: eine Justizreform zur Beschleunigung von Wirtschafts

verfahren, der Abbau der überbordenden Bürokratie, eine Ver

einfachung des Steuersystems sowie die Absenkung der Lohn-

nebenkosten. Es bleibt zu hoffen, dass die Regierung Mitsotakis 

diesen wahrscheinlich schwierigsten Teil des Reformprozesses 

konsequent fortführt.

Zum Ende der Amtszeit der Regierung Mitsotakis mag das BIP 

in Griechenland zwar nur auf dem gleichen Niveau liegen wie 

zu Beginn seiner Amtszeit. Aber die Struktur der griechischen 

Wirtschaft dürfte dann eine andere, hoffentlich konkurrenz

fähigere sein. Griechenland könnte aus der Pandemie als ein 

Land mit neuer Wirtschaftsstruktur hervorgehen, die die Basis 

für ein stabiles Wirtschaftswachstum bildet.
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